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Rechtsanwältin Claudia Grube

Die Implementierung eines Compliance-
Management-Systems (CMS) und seiner 
relevanten Elemente gewinnt vor dem 
Hintergrund der aktuellen Rechtsentwick-
lung immer mehr an Bedeutung. In unseren 
Beiträgen zum „CMS“ im Dezember 2019, 
dem „Code of Conduct“ und dem „Ver-
bandssanktionengesetz“ im April dieses 
Jahres hatten wir Sie bereits mit dem The-
ma vertraut gemacht und unterschiedliche 
Maßnahmen zum Aufbau oder der Vertie-
fung eines CMS empfohlen, um Sanktionen 
bis hin zur ab Abschöpfung von Unterneh-
mensgewinnen entgegen zu wirken. Nun-
mehr möchten wir Ihre Aufmerksamkeit 
auf eine weitere Konkretisierung der u.a. 
durch juristische Unternehmen des Privat-
rechts mit mindestens 50 Arbeitnehmern 
zu erfüllenden Anforderungen lenken: Die 
Einführung, Unterhaltung und Überwa-
chung eines Whistleblowing-Systems. 

Die „Richtlinie 2019/ 1937 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. 
Oktober 2019 zum Schutz von Personen, 
die Verstöße gegen das Unionsrecht mel-
den“, muss binnen zwei Jahren in das 
Recht der Mitgliedstaaten umgesetzt wer-
den und wird damit im Dezember 2021 
in Deutschland geltendes Recht. Für dem 

Anwendungsbereich der Richtlinie unter-
liegende Unternehmen bedeutet dies die 
Pflicht, ein internes Meldesystem zur Auf-
deckung von Verstößen des Unternehmens 
oder seiner Mitarbeiter einzurichten. War 
ein internes Hinweisgebersystem, welches 
bei international operierenden Großun-
ternehmen als Teil des CMS bereits üb-
lich ist, bisher sinnvoll, um im Falle von 
Verstößen des Unternehmens oder seiner 
Mitarbeiter gegen geltendes Recht, die 
Geschäftsführung zu entlasten, ist die Im-
plementierung eines den konkreten Anfor-
derungen der Richtlinie entsprechenden 
Whistleblowing-Systems alsbald zwingen-
de Pflicht. Die bereits bestehenden Pflich-
ten des Unternehmens als Arbeitgeber aus 
Schutzvorschriften wie z.B. § 17 Abs. 2 
ArbSchG, §§ 13, 27 AGG, § 612 a BGB und 
§§ 84 ff BetrVG für Arbeitnehmer, die Ver-
stöße melden, werden durch die neuen 
Bestimmungen konkretisiert und deutlich 
erweitert. Diese wirken sich u.a. auch 
auf die Beurteilung von Kündigungen im 
Zusammenhang mit der Meldung von Ver-
stößen und die Beweislastverteilung zwi-
schen dem Unternehmen als Arbeitgeber 
und dem Whistleblower aus. Whistleblo-
wer haben nun das Recht, sich mit ihrer 
Beschwerde über unternehmensinterne 
Vorgänge, ohne vorherige interne Meldung 
direkt an die zuständigen Behörden zu 
wenden. Dies wird die bestehende Praxis, 
wonach Arbeitsgerichte fristlose Kündigun-
gen gegenüber Arbeitnehmern wegen vor-
schneller Meldungen an eine Behörde als 
berechtigt betrachtet haben (siehe z.B. 
LAG Köln, Urt. vom 5. Januar 2012 – 6 Sa 
71/12), ändern. 

Vom Anwendungsbereich der Richtlinie be-
troffene Unternehmen sind daher gut be-
raten, sich rechtzeitig mit dem Aufbau ei-
nes Hinweisgebersystems zu befassen oder 
bestehende Systeme zu prüfen und ggf. an 
die neuen Anforderungen anzupassen.
Was müssen Sie tun?

	� Es ist ein internes Hinweisgebersystem 
einzurichten, welches den Mindestvorga-

ben der Richtlinie entspricht. 

	� Whistleblower sind zu schützen: Neben 
der Einhaltung der Vertraulichkeit und des 
Datenschutzes ist die einen Verstoß mel-
dende Person ausdrücklich vor „Repressa-
lien“ zu schützen. Der Begriff „Repressa-
lien“ ist in Artikel 5 Nr. 11 der Richtlinie 
definiert und umfasst alle direkten oder 
indirekten Handlungen oder Unterlassun-
gen im beruflichen Kontext, die durch eine 
Meldung ausgelöst werden und durch die 
dem Hinweisgeber ein ungerechtfertigter 
Nachteil entsteht oder entstehen kann.

Hierzu bedarf es der Implementierung 
der erforderlichen Prozesse und Regel-
werke inklusive Kommunikationsstruk-
tur, der Benennung der erforderlichen 
Vertrauensperson(en), der technischen 
Einführung des Meldekanals unter Vermei-
dung des Zugriffs unbefugter Dritter, der 

nachdem wir uns in unseren beiden 
letzten Unternehmerrundbriefen fast 
ausschließlich mit den rechtlichen 
Auswirkungen der Corona Pandemie 
befasst haben, widmen wir uns in un-
serem aktuellen Rundbrief anderen 
Themen. Der Leitartikel führt unsere 
Compliance-Reihe fort und beschäf-
tigt sich mit der „Whistleblowing“-
Richtlinie. Die weiteren Artikel des 
Rundbriefes befassen sich mit der 
manchmal erforderlichen Anpassung 
von Arbeitsverträgen, die ja einem 
Wandel unterliegen sowie der Nach-
lassverwaltung bei Unternehmenserb-
schaften. 

Im Rechtsprechungsteil finden Sie 
Entscheidungsbesprechungen zu ar-
beitsrechtlichen und erbrechtlichen 
Themen. 

Ihr Dr. Olaf Lampke 
(Fachanwalt für Arbeitsrecht)

Sehr geehrte Damen 
und Herren,
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Katrin Wolf ist bei Blanke Meier Evers in den 

Bereichen Familienrecht, Erbrecht sowie Ver-

tragsrecht (insbes. Pferderecht) tätig.

Die Nachlassverwaltung bei Unternehmenserbschaften

Wenn Inhaber von kleinen oder auch teil-
weise mittelständischen Unternehmen 
sterben oder schwer erkranken, sind In-
solvenzen häufig die Folge. Der unvor-
bereitete Tod des Inhabers kann in eine 
existenzielle Krise des Unternehmens füh-
ren. Durch den Wegfall des Unternehmers 
kommt es zum Verlust von Erfahrung und 
Knowhow. Auch die persönlichen Beziehun-
gen zu Kunden und Lieferanten, aber auch 
zu den Mitarbeitern, stellen in vielen Fäl-
len einen wichtigen Pfeiler des Geschäfts-
erfolgs dar. Wenn dieser Pfeiler wegbricht, 
kommt es zwangsläufig auch zu Geschäfts-
einbrüchen, die die Erben nicht auffangen 
können. 

Die Erben von unternehmenstragenden 
Nachlässen stehen zudem häufig vor ei-
ner völlig unübersichtlichen Erbmasse. 
Es bedarf oft mehrerer Wochen, wenn 
nicht gar Monate, bis geklärt ist, was zum 
Nachlass gehört. Für die Erben gilt jedoch 
bereits unmittelbar nach dem Erbfall die 
Verpflichtung, einen Insolvenzantrag zu 
stellen, wenn Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung des Nachlasses vorliegen  
(§ 1980 BGB). Gehört also ein Unterneh-
men zum Nachlass und kann eine Über-
schuldung nicht sicher ausgeschlossen wer-
den, dann müssen die Erben unverzüglich 

eine nachlassbezogene Überschuldungsbi-
lanz aufstellen. Dies stellt die Erben dann 
vor große Aufgaben. Eine Nachlassüber-
schuldung liegt vor, wenn die Nachlass-
verbindlichkeiten den Wert der Nachlass-
gegenstände übersteigen. Als Aktiva sind 
grundsätzlich nur die Liquidationswerte 
anzusetzen. Die Stellung eines sofortigen 
Insolvenzantrages wird von den Erben häu-
fig in Betracht gezogen, wenn die Gefahr 
einer Überschuldung besteht. Ob dies der 
beste Weg ist, sollte jedoch sorgfältig ge-
prüft werden. Mit einem Insolvenzverfah-
ren wird nämlich in den meisten Fällen 
auch eine negative Publizität verbunden. 
Zudem bestehen im Rahmen des Insolven-
zverfahrens unerwünschte Auskunfts- und 
Mitwirkungspflichten gemäß § 97 InsO, die 
in der Nachlassinsolvenz den Erben als 
Schuldner treffen.

Wenn zudem auch das private Nachlassver-
mögen des Erblassers wegen eingetragener   
Grundschulden auf privaten Immobilien 
oder Bürgschaften für die Unternehmens-
verbindlichkeiten mithaftet, wird von den 
Erben sogar eine Erbausschlagung häufig 
als einziger Ausweg gesehen, um einer 
persönlichen Inanspruchnahme auf Grund 
der bestehenden Nachlassverbindlichkei-
ten zu entgehen.

Als gute Alternative zur Erbausschlagung 
und zur Beantragung des Nachlassinsol-
venzverfahrens steht die Beantragung der 
Nachlassverwaltung zur Beschränkung der 
persönlichen Haftung der Erben zur Verfü-
gung. Die Nachlassverwaltung wird jedoch 
noch immer wenig genutzt. Auch die Nach-
lassgerichte sind zuweilen mit Anträgen 
auf Einrichtung einer Nachlassverwaltung 
überfordert. Es ist unerlässlich, konkrete 
Anträge zu stellen und dem Gericht als 
Nachlassverwalter bereits eine fach- und 
rechtskundige Person vorzuschlagen. Über 
die Person des Nachlassverwalters sollte 
es daher zuvor zwischen den Erben und 
den wichtigsten Gläubigern eine Verstän-
digung gegeben haben. Das Gericht wird 

dann in dem meisten Fällen dem Vorschlag 
der Antragsteller folgen und den emp-
fohlenen Nachlassverwalter bestellen. 
Die Nachlassverwaltung stellt für Erben 
mutmaßlich überschuldeter Unternehmen 
einen sicheren und kostengünstigen Weg 
dar, ihre persönliche Haftung für Nachlass-
verbindlichkeiten zu verhindern. Zudem 
bietet die Nachlassverwaltung den Erben 
ohne den Einsatz eigener Vermögensmit-
tel die Möglichkeit, von den Erfahrungen 
und Kompetenzen des Nachlassverwalters 
wirtschaftlich zu profitieren und hierdurch 
gleichzeitig das Lebenswerk des Verstor-
benen und die damit verbundenen Arbeits-
plätze zu erhalten. Ein großer Vorteil der 
Nachlassverwaltung ist auch, dass die er-
forderliche Nachlassüberschuldungsbilanz 
durch den Nachlassverwalter erstellt wird. 
Die Erben müssen sich hiermit also nicht 
befassen. Sollte sich dabei eine Insolvenz 
des Nachlasses herausstellen, muss der 
Nachlassverwalter den Insolvenzantrag 
stellen. Zudem sind Nachlassverwalter in 
der Regel ausnahmslos aus dem Nachlass 
zu vergüten und sie verzichten üblicher-
weise auf jegliche Art von Vorschuss. Zu-
dem hat der Nachlassverwalter Zugriff auf 
den kompletten Nachlass. Miterben können 
den Nachlass indes nur gemeinschaftlich 
verwalten, was in vielen Fällen faktisch zu 
einer Handlungsunfähigkeit führt, weil sich 
die Mitglieder der Erbengemeinschaft ent-
weder nicht einig sind, oder sie gar nicht 
zeitnah zu ermitteln sind. Es droht dann 
vielfach eine Zahlungsunfähigkeit schon 
allein aufgrund dieser Handlungsunfähig-
keit. Der Nachlassverwalter hingegen hat 
sofort und ohne Einschränkungen Zugriff 
auf den kompletten Nachlass, auch dann, 
wenn sich dieser in der Hand von Personen 
befindet, die zur Herausgabe nicht breit 
sind. Der Nachlassverwaltungsbeschluss 
stellt einen Herausgabetitel in Bezug auf 
sämtliche Nachlassgegenstände dar. 

Sämtliche Möglichkeiten der Nachlassver-
waltung stehen in vergleichbarer Form 
zwar auch einem Insolvenzverwalter zu, 

Rechtsanwältin Katrin Wolf

Information der Mitarbeiter und Dritter 
über die Existenz des Hinweisgebersys-
tems, der Schulung der im Rahmen des 
Hinweisgebersystems tätigen Mitarbeiter/
Führungspersonen (oder ggf. Dritter), ei-
nes Monitorings und einer transparenten 
Berichterstattung an die Geschäftsleitung. 

Idealer Weise erfolgt die Einführung und 
der Betrieb des Hinweisgebersystems 
durch einen im Unternehmen tätigen Com-
pliance-Officer. Ein bereits aufgrund eines 

Code of Conduct bestehendes Hinweisge-
bersystem, das auch Dritten außerhalb des 
Unternehmens Meldungen z.B. durch einen 
Link auf der Homepage zugänglich macht, 
ist zu empfehlen, muss aber ggf. insbeson-
dere in Bezug auf die Meldemöglichkeiten 
erweitert werden. 

Auch wenn die Umsetzungs- und Über-
gangsfristen der Richtlinie eine Sanktion 
fehlender Meldekanäle und der Funktions-
fähigkeit des Hinweisgebersystems erst 

zum 17. Dezember 2023 ermöglichen, soll-
ten Unternehmen sich rechtzeitig auf die 
bestehende neue Rechtslage und ihrer De-
tails einstellen und durch geeignete Perso-
nen aus dem Bereich des CMS unterstützen 
lassen. 

Zu Fragen betreffend die Anforderungen 
der neuen Rechtslage und deren Umset-
zung in der Praxis beraten wir Sie gerne.
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Häufig sind Unternehmer der Auffassung, 
dass, sofern sie einen Standardarbeits-
vertrag – eventuell mit anwaltlicher Hilfe 
– erstellt haben, dieser unbedenklich die 
nächsten Jahre bzw. gar Jahrzehnte ver-
wendet werden kann. Dies ist leider nicht 
zutreffend. Die Gestaltung von optimalen 
Arbeitsverträgen unterliegt einem Wandel. 
Dies liegt in erster Linie darin begründet, 
dass die Rechtsprechung das Recht weiter-
entwickelt, was dazu führt, dass der Inhalt 
von Arbeitsverträgen diesem Wandel ange-
passt werden muss.

Ein gutes Beispiel hierfür bildet die Fest-
legung von Ausschlussfristen in Arbeitsver-
trägen. So findet sich in vielen Arbeitsver-
trägen die Regelung, dass beide Parteien 
verpflichtet sind, alle arbeitsvertraglichen 
Ansprüche binnen einer bestimmten Frist 
(zumeist drei Monate) geltend zu machen, 
da die Ansprüche anderenfalls verfallen. 
Eine entsprechende Regelung ist durchaus 
sinnvoll, da auf diese Weise zeitnah Rechts-
klarheit geschaffen wird und insbesondere 

der Arbeitgeber nicht noch nach Jahren 
Gefahr läuft, mit der Geltendmachung von 
behaupteten Ansprüchen des Arbeitneh-
mers konfrontiert zu werden. Allerdings 
hat die Rechtsprechung in den letzten Jah-
ren entschieden, dass eine allumfassende 
Ausschlussfristenklausel nicht wirksam ist, 
da es durchaus Ansprüche gibt, bei denen 
die Ausschlussfrist keine Anwendung fin-
det. Dies ist etwa der Fall bei Ansprüchen 
auf Mindestlohn oder bei einer Haftung 
wegen Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. 
Entsprechende Ausnahmen müssen in die 
Ausschlussfristenklausel aufgenommen 
werden, da sie anderenfalls unwirksam ist. 

Auch bei der Regelung von Urlaubsan-
sprüchen lohnt eine Vertragsanpassung. 
In vielen Altverträgen findet sich keine 
Differenzierung zwischen dem gesetzlichen 
Mindesturlaub (bei einer fünf Tage Woche 
sind dies 20 Urlaubstage) und dem zumeist 
vereinbarten darüberhinausgehenden Ur-
laub. Eine entsprechende Differenzierung 
ist geboten, da zwingende gesetzliche bzw. 
unionsrechtliche Vorgaben nur für den Min-
desturlaub, nicht aber für den darüberhin-
ausgehenden vertraglichen Urlaub gelten. 
Hierbei handelt es sich zum Beispiel um 
den Verfall von Urlaubsansprüchen eines 
langfristig erkrankten Arbeitnehmers, der 
hinsichtlich des gesetzlichen Mindestur-
laubs erst 15 Monate nach Beendigung des 
Jahres eintritt. Bezüglich des weiteren ver-
traglichen Urlaubs ist jedoch eine andere 
Regelung möglich, dies muss jedoch expli-
zit in den Arbeitsvertrag mit aufgenommen 
werden. 

Weiterhin findet sich noch in vielen Ver-
trägen ein sogenannter Freiwilligkeitsvor-
behalt. Hiernach erhält der Arbeitnehmer 
monatlich eine freiwillige Zulage in einer 
bestimmten Höhe. Die Rechtsprechung hat 
in den letzten Jahren mehrfach entschie-

den, dass ein entsprechender Freiwillig-
keitsvorbehalt unwirksam ist. Seitdem 
empfiehlt es sich, stattdessen für bestimm-
te Leistungen in einen Arbeitsvertrag einen 
Widerrufsvorbehalt zu vereinbaren. Aller-
dings reicht insofern eine dahingehende 
Formulierung, dass sich der Arbeitgeber 
vorbehält, diese Zulage jederzeit zu wi-
derrufen, nicht aus. Erforderlich ist es 
vielmehr, dass der Arbeitgeber die Gründe, 
die zu einem Widerruf berechtigen, in dem 
Arbeitsvertrag benennt. 

Schließlich ist in vielen Arbeitsverträ-
gen noch der Passus enthalten, dass der 
Arbeitnehmer im Falle einer fehlenden 
Arbeitsaufnahme verpflichtet ist, dem 
Arbeitgeber eine Vertragsstrafe in Höhe 
eines Bruttomonatsgehaltes zu zahlen. Das 
BAG hat eine solche Klausel für unwirk-
sam erklärt. Sofern sich der Arbeitnehmer 
vertragsgetreu verhalten hätte und das 
Arbeitsverhältnis am ersten Tag gekündigt 
hätte, hätte er innerhalb der Probezeit 
mit einer Frist von zwei Wochen kündigen 
können. Das BAG hat entschieden, dass es 
nicht angemessen ist, wenn die Vertrags-
strafe höher ist als das Gehalt, dass der 
Arbeitnehmer bei der Einhaltung der Kün-
digungsfrist erhalten hätte. 

Der vorstehende Überblick verdeutlicht, 
dass es erforderlich ist, Arbeitsverträge 
turnusmäßig daraufhin überprüfen zu las-
sen, ob die Formulierungen noch rechtmä-
ßig sind oder ob aktuelle Entwicklungen 
eine Anpassung von Vertragsklauseln erfor-
derlich machen.

Anpassung von Arbeitsverträgen

Fachanwalt für Arbeitsrecht Dr. Olaf Lampke
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Arbeitsrecht sowie Vertragsrecht zuständig.

allerdings hat die Nachlassverwaltung kei-
nen negativen Beigeschmack. Die Nach-
lassinsolvenz führt in vielen Fällen zu einer 
deutlichen Abwertung vorhandener Vermö-
genswerte. Dieser Schaden hält Gläubiger 
und Unternehmer oft von einem frühzei-
tigen Insolvenzantrag ab. Ohne den Makel 
der Insolvenz können Nachlassverwalter 
sehr häufig bessere Verwertungsergebnisse 
erzielen als Nachlassinsolvenzverwalter. 
Der Begriff Nachlassverwaltung ist nicht 
negativ belastet, sondern wird als das 
verstanden, was es ist, nämlich eine erb-
rechtliche Beschränkung der Haftung der 
Erben für Nachlassverbindlichkeiten auf 
den Nachlass und eine Freistellung der Er-
ben von der persönlichen Haftung. 

Die Kosten der Nachlassverwaltung, ein-
schließlich der Vergütung des Nachlass-
verwalters, stellen reine Nachlassverbind-
lichkeiten dar. Dies bedeutet, dass sie 
auch im Falle einer späteren Nachlassin-
solvenz allein aus dem Nachlass zu be-
zahlen sind. Somit ist die Anordnung der 
Nachlassverwaltung für den Erben nicht 
mit Kosten verbunden, jedenfalls nicht 
mit solchen, die er aus seinem Eigenver-
mögen bestreiten müsste, sondern nur im 
Wege der Schmälerung des ihm (anteilig) 
zustehenden Nachlasses. Nachlassverwal-
ter verzichten zudem in aller Regel auf 
jede Form von Vorschüssen. Die Vergütung 
erfolgt je nach Größe, Struktur und Kom-
plexität des im Erbgang befindlichen Ver-

mögens entweder auf Basis von im Voraus 
vereinbarten Stundensätzen oder auch er-
folgsabhängig, etwa nach dem Vorbild der 
Insolvenzverwaltervergütung.

Die Nachlassverwaltung stellt somit ein 
ideales Instrument dar, um unübersicht-
liche, komplexe Nachlässe, in denen Un-
ternehmen enthalten sind, vom Fachmann 
verwalten zu lassen und bietet einen si-
cheren und kostengünstigen Weg zur Ab-
wicklung und bestenfalls Sanierung des 
Unternehmens, sowie eine Haftungsfrei-
stellung der Erben. 
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Schadensersatz wegen Datenschutzver-
stößen,
Arbeitsgericht Düsseldorf, Urteil vom  
5. März 2020 – 9 Ca 6557/18

Sachverhalt/Entscheidung:
Gemäß Artikel 15 DSGVO können betroffe-
ne Personen vom datenschutzrechtlichen 
Verantwortlichen (d. h. im Arbeitsver-
hältnis der Arbeitnehmer vom Arbeitge-
ber) Auskunft über die Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten verlangen. Ne-
ben den einzelnen Daten, die verarbeitet 
werden, muss der Arbeitgeber u.a. auch 
Auskunft erteilen über die Verarbeitungs-
zwecke, die Dauer der Speicherung und 
Löschungsrechte des Arbeitnehmers. Der 
Arbeitgeber ist in diesem Zusammenhang 
auch dazu verpflichtet, dem Arbeitneh-
mer eine Kopie der verarbeiteten per-
sonenbezogenen Daten zur Verfügung zu 
stellen. Der Arbeitgeber hat binnen eines 
Monats nach Eingang des Auskunftsverlan-
gens das Auskunftsbegehren zu beantwor-
ten. Im Falle einer unvollständigen oder 
nicht fristgemäßen Beantwortung hat der 
Arbeitnehmer gemäß Artikel 82 DSGVO 
einen Anspruch auf immateriellen Scha-
densersatz gegenüber dem Arbeitgeber. 
Im zu entscheidenden Fall machte der 
Kläger nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses Schadensersatzansprüche ge-
gen den ehemaligen Arbeitgeber wegen 
unvollständiger und verspäteter Daten-
auskunft geltend. Das Gericht hat dem 
Kläger recht gegeben und ihm in diesem 
Zusammenhang einen Schadenersatz in 
Höhe von Euro 5.000,00 zugesprochen. 

Fazit:
Arbeitgebern ist vor dem Hintergrund 
dieser Entscheidung dringend dazu zu 
raten, technische und organisatorische 
Vorkehrungen zu treffen, um das daten-
schutzrechtliche Auskunftsersuchen in 
der vom Gesetz vorgesehenen Monatsfrist 
erfüllen zu können. Die Entscheidung ist 
noch nicht rechtskräftig, da Berufung ge-
gen diese eingelegt worden ist. Soweit 
das Urteil jedoch bestätigt werden soll-

te, ist damit zu rechnen, dass Arbeitneh-
mer, nachdem ihnen gegenüber gekündigt 
worden ist, aus taktischen Erwägungen 
den Auskunftsanspruch gemäß Artikel 15 
DSGVO geltend machen, um im Rahmen 
einer Kündigungsschutzklage eine mög-
liche Abfindungszahlung in die Höhe zu 
treiben. 

Erbenermittlung: Pflichten des Nachlass-
gerichts bei unbekannten Erben
OLG Braunschweig, Beschl. v. 28.08.2020 
– 11 U 65/19

Sachverhalt/Entscheidung:
Der Sohn eines Erblassers aus dessen ers-
ter Ehe verklagte das Land Niedersach-
sen auf Schadenersatz in Höhe von Euro 
120.000,00. Der Sohn hatte erst zwei Jah-
re später vom Tod seines Vaters erfahren. 
Da keine Erben bekannt waren, wurde zu-
nächst das Land Niedersachen zum Erben 
erklärt. Der Sohn war der Auffassung, dass 
das Land Niedersachsen ihm wegen einer 
Amtspflichtverletzung auf Schadensersatz 
hafte, weil es nur eine unzureichende Er-
benermittlung vorgenommen habe. 

Hat ein Erblasser keine letztwillige Ver-
fügung in Form eines Erbvertrages oder 
eines Testamentes hinterlassen, so tritt 
das gesetzliche Erbrecht ein und die Ver-
wandten erben. Sind Verwandte nicht 
bekannt, dann hat das Nachlassgericht 
die Pflicht, mögliche Erben zu ermitteln. 
Gibt es keine Verwandten oder schlagen 
alle bekannten Verwandten das Erbe aus, 
dann erbt der Staat. So war es auch in 
diesem Fall. Das Nachlassgericht stell-
te als Erben das Land Niedersachsen 
fest, welches in seiner Erbenstellung ein 
Grundstück des Erblassers nach Einholung 
eines Wertgutachtens verkaufte. Den Er-
lös kehrte es nach Abzug der Kosten an 
den später bekannt gewordenen Sohn als 
gesetzlichen Erben aus. Der Sohn sah sei-
nen Schaden darin, dass das Nachlassge-
richt keine ausreichenden Ermittlungen 
bezüglich der Verwandten des Erblassers 
angestellt habe, deshalb in unzutreffen-
der Weise das Land Niedersachsen als 
Erben festgestellt habe und dieses das 

Grundstück dann Euro 120.000,00 zu 
günstig verkauft habe.

Das OLG Braunschweig hat das erstin-
stanzliche Urteil des Landgerichts Braun-
schweig, welches Schadensersatzansprü-
che des Sohnes verneinte, bestätigt. Das 
Nachlassgericht habe ausreichend nach 
möglichen Erben gesucht, bevor es das 
Erbrecht des Landes Niedersachsen fest-
gestellt habe. Insbesondere habe das 
Nachlassgericht keine gewerblichen Er-
benermittler einsetzen müssen. Dem Ge-
richt lag eine Liste der Verwandten vor, 
es führte zudem eine Befragung der Ver-
wandten auf mögliche weitere Verwandte 
durch. Einen Hinweis auf den Kläger, der 
seit seinem zweiten Lebensjahr keinen 
Kontakt mehr zu seinem Vater gehabt 
hatte, erhielt das Nachlassgericht nicht.
Der Erblasser selbst habe zudem in einem 
gemeinsamen Testament mit seiner zwei-
ten Ehefrau erklärt, dass er außer einer 
bereits vorverstorbenen Tochter keine 
anderen Kinder habe.

Angesichts dieser Umstände sei das Nach-
lassgericht nicht verpflichtet gewesen, 
weitere Ermittlungen durchzuführen, 
etwa Standesämter anzuschreiben oder 
einen gewerblichen Erbenermittler zu be-
auftragen. Vielmehr habe es, da alle ihm 
bekannten Verwandten das Erbe ausge-
schlagen hätten, das Land Niedersachsen 
als Erben feststellen dürfen.

Fazit:
Das Nachlassgericht hat eine allgemeine 
Amtsermittlungspflicht, die möglichen 
Erben zu ermitteln. Der Umfang der Er-
mittlungen in sachlicher und zeitlicher 
Hinsicht liegt im Ermessen des Gerichts. 
Da die Feststellung des Fiskus als Erben 
einen Eingriff in das Eigentumsgrundrecht 
des Art 14 GG darstellt, gilt, je umfang-
reicher und werthaltiger ein Nachlass ist, 
um so weiter müssen die Ermittlungsbe-
mühungen des Nachlassgerichts reichen. 
Gut zu wissen ist in jedem Fall, dass die 
Feststellung des fiskalischen Erbrechts 
keine Ausschlusswirkung zulasten der tat-
sächlichen Erben hat.

  Aktuelle Rechtsprechung


